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 PRÄAMBEL 

 
Das Jobcenter Region Hannover betreut Menschen, die zum Teil seit Jahren keine Arbeit bzw. kein 

auskömmliches Erwerbseinkommen mehr haben und daher Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II 

(SGB II) beziehen.  

Mit dem Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm 2022 – 2024 gibt das Jobcenter Region Hannover 

eine grundlegende Einschätzung zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt ab und legt seine geschäftspoliti-

schen Ziele, Schwerpunkte und Aktivitäten fest, damit erwerbsfähige Leistungsberechtigte - ggf. auch 

erst mittel- und langfristig - den Weg in Arbeit und Ausbildung finden. 

Aus dem Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm 2022 - 2024 leiten sich konkrete operative Umset-

zungsstrategien ab, um die Kundinnen und Kunden des Jobcenters Region Hannover zu unterstützen 

und in auskömmliche Beschäftigung zu begleiten, mindestens jedoch um Integrationsfortschritte zu er-

zielen, insbesondere bei Langzeitleistungsbeziehenden und Langzeitarbeitslosen. Dabei wird auch 

2024 neben der anhaltenden Energiekrise und der Flüchtlingsbewegung durch die Wandlung der 

Grundsicherung hin zum Bürgergeld geprägt sein.  

Es gilt nach wie vor das Bestreben, die Haltung im Umgang mit Menschen in existenziellen Lebenskri-

sen durch die Gesellschaft im Allgemeinen und durch die Jobcenter im Speziellen menschenzentrierter 

auszuprägen. Wenn bereits in der Präambel des Regierungsentwurfs von „Beratung auf Augenhöhe“, 

„Vertrauen“ und „Wertschätzung“ gegenüber den Leistungsberechtigten die Rede ist, wird insbeson-

dere eine akzeptierende Grundhaltung gegenüber den Menschen in den Vordergrund gestellt. 

„Mehr Chancen, mehr Respekt, mehr Zusammenhalt“ – unter dieser politischen Überschrift firmiert 

das Bürgergeld. Es wird weiterhin Aufgabe aller Kolleginnen und Kollegen im Jobcenter Region Hanno-

ver sein, zum Gelingen dieser Sozialreform beizutragen. 

Wir haben im Jobcenter Region Hannover dafür bereits eine gute Grundlage geschaffen. Denn unser 

Leitbild und unsere Führungsleitlinien sind bereits Ausdruck unserer Haltung und Basis unseres Han-

delns nach innen und nach außen. Dieses Handeln ist seit jeher geprägt von einem positiven Men-

schenbild sowie einer akzeptierenden Grundhaltung und drückt sich vor allem in der seit mehreren Jah-

ren von uns geprägten Bewilligungskultur aus.  

Aber auch die digitale Transformation findet mit hoher Geschwindigkeit statt und stellt Betriebe vor 

große Herausforderungen, insbesondere beim Thema Personalarbeit. Durch den gemeinsamen Arbeit-

geber-Service (Agentur für Arbeit und Jobcenter Region Hannover) soll dieser Transformationsprozess 

mit hoher Qualität begleitet werden. Dazu ist es erforderlich, individuelle, bedarfsorientierte und an den 

betrieblichen Voraussetzungen ausgerichtete Angebote zu schaffen, von denen erwerbsfähige Leis-

tungsberechtigte profitieren, und durch die das Jobcenter einen wichtigen Beitrag zur Arbeits- und Fach-

kräftesicherung leistet.  

 

Die Planungen erfolgen grundsätzlich ambitioniert, aber auch realistisch auf Basis der bekannten und 

der nicht vorhersehbaren Rahmenbedingungen zum Planungszeitpunkt. Erfahrungen und Wissen un-

serer Mitarbeitenden, Führungskräfte und Partner fließen in die Planungen ein. Wir nutzen weiterhin 

unsere Stärken, reagieren flexibel auf veränderte Anforderungen und bringen Innovationen ein, um dem 

Anspruch unseres gesetzlichen Auftrags weiter umfassend gerecht zu werden. 
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Das Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm des Jobcenters Region Hannover wird für insgesamt drei 

Jahre verfasst. Im Rückblick sind die wesentlichen Eckpunkte wie die strategische Ausrichtung, Aus-

wahl der Zielgruppen, geschäftspolitische Schwerpunkte sowie Zielorientierung unverändert bestehen 

geblieben. Über eine längerfristige Ausgestaltung kann somit mehr Stabilität erreicht werden. 

Variable Elemente wie die Kundenstruktur, Kennzahlen des Arbeitsmarktes, finanzielle Rahmenbedin-

gungen und die Maßnahmeplanung mit Eintritten und Finanzvolumen werden jährlich erstellt und als 

Anlagen beigefügt. 

Sollten sich im Jahresverlauf gravierende Änderungen in den mehrjährigen Themen ergeben, beispiels-

weise durch gesetzliche Änderungen oder neue Zielgruppen, werden diese entsprechend eingearbeitet. 

 STRUKTURDATEN    

2.1 Analyse des Arbeits- und Ausbildungsmarktes 

Arbeitsmarkt 

Aktuell lässt sich in Deutschland ein Wirtschaftsabschwung verzeichnen. Hohe Inflation, stei-

gende Zinsen, schwache Auslandsnachfrage und sinkender Inland Konsum dämpfen die 

wirtschaftliche Entwicklung. Entsprechend erwartet das Institut für Arbeitsmarkt und Berufs-

forschung (IAB) einen Rückgang des Bruttoinlandsproduktes (BIP) für 2023 um 0,6 Prozent1. 

Für das Jahr 2024 prognostiziert das IAB eine niedrigere Inflation und eine wirtschaftliche Er-

holung mit einem Wachstum des BIP von 1,1 Prozent. 

 

Auf dem Arbeitsmarkt zeigt sich ein gemischtes Bild. Gemessen an der schwachen Konjunk-

tur hält sich der Arbeitsmarkt aber vergleichsweise gut. Die Erwerbstätigkeit in Deutschland 

reagiert seit der Weltfinanzkrise 2009 wesentlich robuster auf konjunkturelle Schwankungen. 

Angesichts der gestiegenen Arbeitskräfteknappheit versuchen viele Betriebe ihre Beschäftig-

ten auch in konjunkturellen Schwächephasen zu halten. 

 

Insgesamt haben sich aber gerade die Berufschancen von Arbeitslosen nicht wieder erholt, 

seit sie pandemiebedingt zurückgegangen sind. Die Langzeitarbeitslosigkeit liegt deutlich 

über dem Vor-Corona-Niveau sowie ebenfalls die Arbeitslosigkeit von Niedrigqualifizierten.2 

 

                                                      
1 Bauer, Anja, Hermann Gartner, Timon Hellwagner, Markus Hummel, Christian Hutter, 
Susanne Wanger, Enzo Weber & Gerd Zika (2023): IAB-Prognose 2023/2024: Konjunktur-
flaute dämpft den Arbeitsmarkt. (IAB-Kurzbericht 18/2023), Nürnberg, S.1  

 
2 Eben 
da S.5 
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Grundsätzlich geht das IAB aber davon aus, dass sich der Aufwärtstrend bei der Beschäfti-

gung nach einem vorübergehenden Dämpfer weiter fortsetzen wird.  Begründet wird diese 

Prognose mit der beschriebenen Robustheit der Arbeitsmarktentwicklung, den hohen Bedar-

fen auf dem Arbeitsmarkt und der zunehmenden Arbeitskräfteknappheit mit der Verrentung 

der Generation der Babyboomer. 

 Demnach steigen -wenn auch schwächer als in der vergangenen Dekade- 2023 und 2024  

die Zahl der Erwerbstätigen um 310.000 beziehungsweise 160.000 Personen. Die Zahl der 

Arbeitslosen wird um 190.000 in diesem und um 60.000 Personen im kommenden Jahr zu-

nehmen. 

Auch bei der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erwartet das IAB nur eine geringe 

Steigerung im Vergleich zu den vorangegangenen Jahren.  Die erwartete Zunahme im Jahr 

2023 beträgt 250.000 Personen auf 34,89 Millionen sozialversicherungspflichtige Beschäf-

tigte insgesamt in Deutschland (im Vergleich: 2022 waren es 34,51 sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigte). Für das Jahr 2024 wird eine Steigerung um 130.000 auf 34,76 Millio-

nen erwartet. Dabei wird vorrangig die Zahl der Teilzeitbeschäftigten weiter steigen auf 39,5 

Prozent.3 

 

In den meisten Wirtschaftsbereichen prognostiziert das IAB einen Beschäftigungsaufbau 

bzw. eine Stagnation. Ein leichter Rückgang wird in der Land- und Forstwirtschaft sowie im 

Baugewerbe erwartet.  

Im Bereich Bau wirken trotz der hohen Nachfrage nach Wohnraum die steigenden Bauzin-

sen, die höheren Materialpreise sowie Fachkräfteengpässe belastend. Für das Jahr 2024 

wird ein Rückgang von 10.000 Beschäftigten erwartet. 

 

Im Produzierenden Gewerbe wird trotz der hohen Energiepreise, den Lieferengpässe, dem 

Materialmangel und dem gleichzeitig zu bewältigenden Transformationsprozess mit Stagna-

tion bei der Beschäftigung gerechnet. 

Ebenso wird bei den Unternehmensdienstleitern bei gleichen Herausforderungen erst im 2. 

Quartal 2024 mit einem leichten Zuwachs der Beschäftigung um 20.000 Personen gerech-

net. 

 

Die von der Corona-Krise stark betroffenen Bereiche Handel, Verkehr, Gastgewerbe sowie 

die Sonstigen Dienstleister befanden sich zuletzt in einem -nun aber abgeschlossenen- Auf-

holprozess. In beiden Bereichen sind nur geringe Beschäftigungszuwächse zu erwarten. Im 

Bereich Handel, Verkehr, Gastgewerbe betragen diese ein Plus von 30.000 Personen im 

Jahr 2024. Die Sonstigen Dienstleister werden bei der Beschäftigung stagnieren. 

                                                      
3 ebenda, S.10 
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Der Wirtschaftsbereich Öffentliche Dienstleister, Erziehung, Gesundheit wird ein Plus von 

60.000 Beschäftigungsgewinnen erzielen. Die Gründe dafür sind der Ausbau der Kinderta-

gesbetreuung, die Alterung der Gesellschaft sowie der Zuzug der Geflüchteten aus der Ukra-

ine. Prozentual sind das nur leicht überdurchschnittliche Zuwächse, was an dem zunehmen-

den Fachkräfteengpass in diesem Bereich liegen könnte. 

 

Wie auch in den letzten Jahren werden die höchsten Beschäftigungszuwächse in der Bran-

che Information und Kommunikation erzielt. Der Trend zur Vernetzung und Digitalisierung 

wird vermutlich weiter fortgesetzt. Das führt in 2024 zu einem Plus von 40.000 Personen. 

 

Die Arbeitslosigkeit wird im Jahr 2024 leicht steigen. Gründe dafür sind neben der schwa-

chen wirtschaftlichen Entwicklung Probleme durch den qualifikatorischen Mismatch. 

 

Bundesweit wird die Zahl der Arbeitslosen von 2.606.000 Personen im Jahr 2023 auf 

2.662.000 im Jahr 2024 steigen. Das entspricht einer Steigerung von 2,1 %.4 

In Niedersachsen steigt die Arbeitslosenzahl von 252.500 auf 260.300, das kommt einer Steige-

rung auf 3,1 % gleich5. Im Agenturbezirk Hannovers steigt die Quote von 47.900 Personen auf 

48.700 Personen im Jahr 2024, um 1,7 %6. 

 

Die Arbeitslosigkeit im SGB II steigt Deutschland von 1.729.000 Personen im Jahr 2023 auf 

1.783.000 auf 3,1 %. In Niedersachsen liegt die Steigerung in 2024 bei 4,7 %. Das betrifft 

181.900 Menschen.7 

  

                                                      
4 Heining, Jörg; Jahn, Daniel; Körner, Konstantin; Rossen, Anja; Teichert, Christian; Weyh, Antje 
(2023): Regionale Arbeitsmarktprognosen September 2023, S.20 
5 Ebenda, S.12 
6 Ebenda, S. 6 
7 Ebenda, S.13 
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Ausbildungsmarkt 

 

Bundesweit haben von Oktober 2022 bis September 2023 insgesamt 422.100 Bewerberinnen und Be-

werber die Ausbildungsvermittlung der Jobcenter und Agenturen in Anspruch genommen. Das ent-

spricht einem leichten Rückgang zum Vorjahr um -0,1%. 8 

 

Anders als im Bundesdurchschnitt ist in Niedersachsen ein Zuwachs der Bewerberzahlen in diesem 

Ausbildungsjahr festzustellen. Die Bewerberzahl stieg von 44.818 im Ausbildungsjahr 2021/2022 auf 

45.412 im laufenden Jahr. Das entspricht einem Zuwachs von 1,3 % oder 594 Personen.9 

In der Region Hannover ist die Zahl der gemeldeten Bewerberinnen und Bewerber um einen Berufs-

ausbildungsplatz im Vergleich zum Vorjahr um 165 Personen auf 6.591 Personen gestiegen. Die Stei-

gerung beträgt 2,6%. Damit ist in der Region Hannover erstmalig der in den vergangenen Jahren kon-

tinuierliche Rückgang gestoppt.10 

Die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber der Region Hannover, die unversorgt blieben, stieg um 62 

Personen im Vergleich zum Vorjahr auf 530 Personen an, dass entspricht einem Anstieg von 13,2%11. 

In Niedersachsen stieg die Zahl der unversorgten Bewerberinnen und Bewerber um 12,8 % 

auf 2679 an. Bundesweit ist ein Anstieg dieser Personengruppe auf 26.400 zu verzeichnen. Das ist 

eine Steigerung um 3.700 Personen (16%) im Vergleich zu Vorjahr. 

Insbesondere für diesen Personenkreis dauern die Bemühungen an, um sie zum Ende des Jahres mit 

einer Ausbildung, Förderung oder anderen Alternative zu versorgen. 

 

Weitgehend unverändert im Vergleich zum Vorjahr ist die Top Ten Liste der von den Bewerberinnen 

und Bewerbern gewünschten Berufe: 

 

                                                      
8 Bundesagentur für Arbeit: Berichte Arbeitsmarkt Kompakt. Situation am Ausbildungsmarkt. 
2.11.2023, S. 5 
9 Bundesagentur für Arbeit: Der Ausbildungsmarkt Land Niedersachsen. 20.10.2023,  
10 Bundesagentur für Arbeit: Der Ausbildungsmarkt Agentur für Arbeit Hannover.20.10.2023 
11 
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Die Berufswünsche sind nach wie vor geschlechtstypisch geprägt. Während sich viele Männer für 

technische Berufe interessieren, streben Frauen häufig kaufmännische Berufe oder Berufe im Ge-

sundheits- und Sozialwesen an (z. B. Physiotherapeutin, MTA oder Erzieherin). Weil letztere in schuli-

scher Form ausgebildet werden, sind sie in den abgebildeten Top Ten nicht enthalten. Verkaufsberufe 

und Büroberufe stehen bei beiden Geschlechtern hoch im Kurs.12 

 

Das Angebot an gemeldeten Berufsausbildungsstellen sank auf 6.284 Stellen in der Region Hanno-

ver. Das sind 578 Stellen weniger als im Vorjahr. Insgesamt blieben 446 Berufsausbildungsstellen un-

besetzt. 

Auch in Niedersachsen sank die Zahl der Ausbildungsstellen von 55.493 auf 54.052 in diesem Jahr. 

Von Oktober 2022 bis September 2023 betrug die Zahl der gemeldeten Ausbildungsstellen bundes-

weit 545.000. Das waren etwas weniger als im Vorjahreszeitraum (-900Stellen bzw.   -0,2%). 

 

Seit Beginn der 2010er Jahre überstieg das Stellenangebot auf dem Ausbildungsmarkt zunehmend 

die Anzahl der Bewerber*innen. In diesem Ausbildungsjahr scheint sich hier eine leichte Trendwende 

anzubahnen. 

 

Zur Deckung des Fachkräftebedarfs spielt die Besetzung der Ausbildungsstellen eine zentrale Rolle. 

Besonders die zunehmende Diskrepanz zwischen den von den Betrieben angebotenen und von den 

jungen Menschen gewünschten Ausbildungsplätzen stellt eine Herausforderung dar. Aufgrund dieses 

Passungsprobleme kommt es dazu, dass Betriebe sich vom Ausbildungsmarkt zurückgezogen haben. 

Der Anteil der Ausbildungsbetriebe ist bundesweit von 60 Prozent im Jahr 2010 auf 52% im Jahr 2022 

gesunken.13 

 

Es fehlen allerdings präzise Daten zu Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt und insbe-

sondere repräsentative Erhebungen zu den Ausbildungsstellen und den Ausbildungsinteressierten.14 

Die Erfahrung jedoch zeigt, dass Betriebe Ausbildungsstellen dann besetzen können, wenn 

                                                      
12 Statistik der Bundesagentur für Arbeit Berichte: Arbeitsmarkt kompakt – Situation am Ausbildungs-
markt, Nürnberg, Oktober 2022, S.10 
13 IAB Kurzbericht 2/23, S. 3 
14 Fitzenberger, Bernd; Heusler, Anna, Wicht, Leonie: Es gibt eine Krise am Ausbildungsmarkt – aber 
ihr genaues Ausmaß ist unklar, im: IAB Politikbrief. Oktober 2023. 
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- sie von den Vorteilen der Ausbildung überzeugt sind 

- ihre Ausbildungsbedingungen attraktiv gestalten und kompromissbereit sind 

- längerfristige Entwicklungsmöglichkeiten im Beruf und im Betrieb bieten. 

 

Das vielen Betrieben die dauerhafte Besetzung von Stellen durch Auszubildende gelingt, verdeutlicht 

die zuletzt wieder steigende Übernahmequote von Auszubildenden.15 

 

 

2.2 Kundenstruktur 

Im Hinblick auf die bestehende Stagnation bei der Aufnahmefähigkeit des Marktes für Personen mit 

geringer Qualifikation, sprachlichen Defiziten in Kombination mit verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit 

und Langzeitleistungsbezug, ist nach wie vor davon auszugehen, dass die Eingliederungschancen für 

diesen Personenkreis weiter sinken. Im Zusammenhang mit den unterschiedlichen Flüchtlingsströme 

ist es schwierig zu prognostizieren, wie sich der Kundenzugang 2024 insgesamt entwickeln wird.  

Allerdings ist absehbar, dass weiterhin bei einem Großteil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 

eine stärkere Arbeitsmarktferne in unterschiedlicher Ausprägung vorliegen wird. 

Die Personengruppe mit Flucht- und Migrationshintergrund wird in den nächsten Jahren die Kunden-

struktur weiterhin prägen.  

 
 

                                                      
15 IAB Kurzbericht 2/23, S.7 und 8: Die Zahl der übernommenen Auszubildenden stieg von 2010 bis 
2011 um 5 Prozent und sank anschließend bis zum Jahr 2016 auf 98 Prozent des Ausgangswertes 
von 2010 ab. In den Folgejahren stieg die Zahl und lag 2022 gut 11 Prozent höher als im Jahr 2010.  
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Dezember 

2007

Dezember 

2011

Dezember 

2016

Dezember 

2017

Dezember 

2018

Dezember 

2019

September 

2020

Dezember 

2020

September 

2021

Dezember 

2021

September 

2022

Dezember 

2022

September 

2023

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

Langzeitarbeitslose 23.556             17.648             17.152             16.376             14.947             13.603             16.311             17.504             21.028             20.828             19.778             19.266             19.588             

1 bis unter 2 Jahre 8.164               7.149               6.565               5.867               5.316               5.007               6.732               7.528               9.169               8.310               6.036               5.550               6.207               

2 Jahre und länger 15.392             10.499             10.587             10.509             9.631               8.596               9.579               9.976               11.859             12.518             13.742             13.716             13.381             

2 bis unter 4 Jahre 10.314             5.915               5.779               5.581               4.858               4.223               4.825               5.111               6.567               7.133               8.036               7.839               6.835               

4 bis unter 8 Jahre 4.324               3.727               3.664               3.763               3.591               3.200               3.417               3.450               3.651               3.655               3.882               4.007               4.518               

8 Jahre und länger 754                   857                   1.144               1.165               1.182               1.173               1.337               1.415               1.641               1.730               1.824               1.870               2.028               

Erstellungsdatum: 17.10.2023, Statistik-Service Nordost © Statistik der Bundesagentur für Arbeit

Langzeitarbeitslose SGB II Region Hannover

Dauer der Arbeitslosigkeit
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gleitender JDW gleitender JDW Veränderung Veränderung Veränderung Veränderung Veränderung Veränderung

Juli 22 - Juni 23 Juli 21 - Juni 22 absolut in % absolut in % absolut in %

Männl. Weibl. Männl. Weibl. Gesamt Gesamt Männl. Männl Weibl. Weibl.

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte insgesamt 79.112 38.169 40.943 75.794 37.893 37.901 3.318 4,4% 275 0,73% 3.043 8,0%

davon arbeitslos 34.097 18.525 15.573 33.090 18.526 14.564 1.008 3,0% -1 -0,01% 1.009 6,9%

davon langzeitarbeitslos 18.599 10.525 8.074 19.941 11.240 8.701 -1.342 -6,7% -715 -6,36% -627 -7,2%

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte insgesamt 79.112 38.169 40.943 75.794 37.893 37.901 3.318 4,4% 275 0,73% 3.043 8,0%

davon

  unter 25 Jahre 14.875 7.368 7.507 13.874 6.922 6.952 1.000 7,2% 446 6,44% 555 8,0%

  25 bis unter 50 Jahre 43.127 19.841 23.286 41.349 19.973 21.377 1.778 4,3% -131 -0,66% 1.909 8,9%

  50 bis unter 55 Jahre 7.025 3.620 3.404 6.946 3.711 3.235 79 1,1% -91 -2,45% 170 5,2%

  55 Jahre und älter 14.086 7.339 6.746 13.624 7.288 6.337 461 3,4% 52 0,71% 410 6,5%

darunter

  Deutsche 38.247 19.767 18.480 40.721 20.941 19.780 -2.475 -6,1% -1.174 -5,61% -1.300 -6,6%

  Ausländer 40.866 18.402 22.464 35.073 16.952 18.121 5.793 16,5% 1.450 8,55% 4.343 24,0%

darunter

  Alleinerziehende  10.350 735 9.615 8.973 737 8.236 1.377 15,3% -2 -0,32% 1.379 16,7%

  davon

    unter 25 Jahre 506 4 502 526 7 519 -21 -3,9% -3 -44,19% -17 -3,3%

    25 Jahre und älter 9.844 731 9.113 8.447 730 7.717 1.397 16,5% 1 0,11% 1.396 18,1%

eLb 79.112 38.169 40.943 75.794 37.893 37.901 3.318 4,4% 275 0,73% 3.043 8,0%

 - davon Ergänzer der Gruppen A. und B. 17.964 9.644 8.320 18.712 10.220 8.491 -748 -4,0% -576 -5,64% -171 -2,0%

A. Ergänzer in abhängiger Beschäftigung 16.446 8.728 7.717 17.102 9.212 7.890 -656 -3,8% -484 -5,25% -173 -2,2%

 -darunter ausschließlich geringfügig Beschäftigte 7.956 4.222 3.733 7.751 4.186 3.565 205 2,6% 36 0,87% 168 4,7%

 -darunter sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 8.490 4.506 3.984 9.351 5.026 4.325 -861 -9,2% -520 -10,35% -341 -7,9%

B. Ergänzer in selbständiger Beschäftigung 1.668 989 679 1.757 1.074 683 -89 -5,1% -85 -7,94% -4 -0,5%

Nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte 31.749 16.404 15.346 29.998 15.645 14.353 1.751 5,8% 758 4,85% 993 6,9%

davon

  unter 15 Jahre 31.207 16.126 15.081 29.433 15.356 14.077 1.774 6,0% 770 5,01% 1.004 7,1%

  über 15 Jahre 543 278 265 566 289 277 -23 -4,1% -12 -3,98% -12 -4,2%

darunter

  Deutsche 15.910 8.329 7.581 17.097 8.977 8.120 -1.187 -6,9% -648 -7,22% -539 -6,6%

  Ausländer 15.839 8.075 7.765 12.901 6.668 6.233 2.938 22,8% 1.406 21,09% 1.532 24,6%

Langzeitleistungsbezieher 52.425 25.224 27.201 54.560 26.345 28.215 -2.135 -3,9% -1.121 -4,26% -1.014 -3,6%

 - davon Ergänzer der Gruppen A. und B. 13.361 7.126 6.234 13.941 7.526 6.415 -581 -4,2% -400 -5,31% -181 -2,8%

A. Ergänzer in abhängiger Beschäftigung 12.135 6.385 5.751 12.776 6.773 6.003 -641 -5,0% -389 -5,74% -252 -4,2%

 -davon geringfügig Beschäftigte, Minijob 6.006 3.195 2.811 6.068 3.218 2.849 -62 -1,0% -24 -0,73% -38 -1,3%

 -davon sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 6.130 3.190 2.940 6.708 3.555 3.154 -579 -8,6% -365 -10,27% -214 -6,8%

B. Ergänzer in selbständiger Beschäftigung 1.339 800 539 1.272 802 470 67 5,3% -3 -0,34% 70 14,8%

Regelleistungsberechtigte (RLB) insgesamt 110.861 54.572 56.289 105.792 53.538 52.254 5.069 4,8% 1.034 1,93% 4.036 7,7%

darunter

  unter 25 Jahre 46.159 23.540 22.618 43.379 22.324 21.055 2.780 6,4% 1.217 5,45% 1.563 7,4%

  15 Jahre und älter 79.655 38.446 41.208 76.360 38.183 38.177 3.295 4,3% 264 0,69% 3.031 7,9%

Bedarfsgemeinschaften 57.185 - - 54.723 - - 2.463 4,5% - - - -

davon

  mit 1 Person 31.091 - - 30.150 - - 941 3,1% - - - -

  mit 2 Personen 10.069 - - 9.132 - - 937 10,3% - - - -

  mit 3 Personen 6.742 - - 6.250 - - 492 7,9% - - - -

  mit 4 Personen 4.730 - - 4.655 - - 75 1,6% - - - -

  mit 5 und mehr Personen 4.554 - - 4.536 - - 18 0,4% - - - -

darunter

  mit 1 erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 40.882 - - 39.094 - - 1789 4,6% - - - -

  mit 2 erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 12.096 - - 11.548 - - 548 4,7% - - - -

  mit 3 erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 2.840 - - 2.703 - - 137 5,1% - - - -

  mit 4 und mehr erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 1.292 - - 1.288 - - 3 0,3% - - - -

davon

  mit 1 Kind unter 15 Jahren 8.382 - - 7.531 - - 851 11,3% - - - -

  mit 2 Kindern unter 15 Jahren 5.899 - - 5.624 - - 275 4,9% - - - -

  mit 3 Kindern unter 15 Jahren 2.626 - - 2.595 - - 30 1,2% - - - -

  mit 4 und mehr Kindern unter 15 Jahren 1.256 - - 1.261 - - -5 -0,4% - - - -

Quelle: Auswertungen des Statistik-Service Nordost der BA Erstellt: 19.10.23 

AMIP 2024: Analyse der Kundenstruktur aller erwerbsfähigen Leistungsberechtigten

   Hinweis: Durch Rundungen kann es zu minimalen Abweichungen zwischen Einzeldaten und Gesamtsummen kommen.



 

11 
 

 FINANZIELLE RAHMENBEDINGUNGEN  

3.1 Allgemeine Angaben 

Der Bund trägt nach § 46 Abs. 1 SGB II die Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende ein-

schließlich der Verwaltungskosten, soweit die Leistungen von der Bundesagentur für Arbeit erbracht wer-

den. Dies gilt auch, soweit die Aufgaben von gemeinsamen Einrichtungen (§ 44b SGB II) wahrgenommen 

werden. Der Handlungsspielraum für den Einsatz der Eingliederungsleistungen hängt im Wesentlichen 

vom Umfang der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ab. 

Grundlage für das Budget der gemeinsamen Einrichtung bildet der Ansatz im Kabinettsentwurf für den 

jeweiligen Bundeshaushaltsplan. 

Um den Jobcentern möglichst frühzeitig eine Planungshilfe anzubieten, stellt das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales (BMAS) eine vorläufige Berechnung für die jeweiligen Teilbudgets zur Verfügung. 

3.2 Haushaltsjahr 2024 

Nachdem die ersten Schätzwerte von einer deutlichen Mittelreduzierung für 2024 ausgingen, wurde mit 

den Ergebnissen der 2. Bereinigungssitzung vom 18.01.2024 zum Haushalt 2024 weitere Ausgabemittel 

in Höhe von 750 Mio. € aus Ausgaberesten zur Verfügung gestellt.  

In der Bereinigungssitzung wurde wegen des Wegfalls des Bürgergeldbonus der Ansatz im Eingliede-

rungsbudget um 50 Mio. € reduziert.  

Zu berücksichtigen ist, dass die Personalkosten der Jobcenter aufgrund des Tarifabschlusses deutlich 

steigen.  

 

Budget auf Bundesebene 

Nach dem Inkrafttreten des Bundeshaushalts 2024 ergeben sich folgende Mittelansätze auf Bundes-

ebene (Quelle: Bundesgesetzblatt Nr. 38, ausgegeben am 12.02.24).  

Der Ansatz der Verwaltungskosten (VK) fällt im Vergleich zum Vorjahr um 200 Mio. Euro geringer aus 

und beläuft sich auf 5,05 Mrd. Euro. Das Budget für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (EGL) beträgt 

4,15 Mrd. Euro und damit 250 Mio. Euro weniger als im Jahr 2023. 

Des Weiteren werden den Jobcentern nicht nur Ausgabereste im Umfang von 600 Mio. Euro zur Bewirt-

schaftung zur Verfügung gestellt, sondern weitere zusätzliche 750 Mio. Euro – also insgesamt 1,35 Mrd. 

Euro an Ausgabemittelresten im Jahr 2024. 

Die Verpflichtungsermächtigungen bewegen sich mit 6,52 Mrd. Euro auf Vorjahresniveau.  

Entsprechend des Haushaltsgesetzes wird das veranschlagte Eingliederungs- und Verwaltungsbudget 

gemäß dem Verteilschlüssel der Eingliederungsmittelverordnung den gemeinsamen Einrichtungen zur 

Verfügung gestellt. 
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Budget für das JC Region Hannover 

Der aktuellen Schätzwerttabelle vom 22.01.2024 zufolge, erhöht sich das Budget für das Jobcenter Region 

Hannover für Verwaltungskosten auf rund 122,5 Mio. Euro (+ 9,6 Mio. €). Für die Eingliederungsleistungen 

reduziert sich das Budget um 11,8 Mio. Euro auf 86,9 Mio. Euro. Neben dem verfügbaren Budget auf 

Grundlage des Kabinettsentwurfes stehen dem Jobcenter Region Hannover weitere Mittel im Rahmen des 

Passiv-Aktiv-Transfers für Leistungen nach § 16i SGB II zur Verfügung. 

 

 

 ZIELSYSTEM  

Mit dem Planungsbrief der Bundesagentur für Arbeit sowie der gemeinsamen Planungsgrundlage der Ziel-

steuerung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe sind bundesweit für die gemeinsamen Einrichtungen (gE) der 

Grundsicherung die Schwerpunkte der operativen Handlungsfelder und Zielsetzungen festgelegt worden. 

Danach ergeben sich für die Planung im Kern zwei Handlungsfelder: 

 

1. Langzeitleistungsbezug vermeiden und verringern 

2. Gleichstellung von Frauen und Männern erreichen 

 

In beiden Handlungsfeldern sind die gleichberechtigte Förderung von Frauen und Männern sowie die Teil-

habechancen von Menschen mit Behinderungen zu verbessern. Dies gilt auch unter Berücksichtigung des 

Zugangs von Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund und deren Angehöriger ins SGB II. 

Im Rechtskreis SGB II ist eine Mindestbeteiligung von Frauen an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-

politik gesetzlich vorgeschrieben. Danach sollen Frauen mindestens entsprechend ihrem Anteil an den 

Arbeitslosen und ihrer relativen Betroffenheit durch Arbeitslosigkeit gefördert werden. Durch ein differen-

ziertes und zielgruppenspezifisches Maßnahmeangebot, das auch auf die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf ausgerichtet ist, sollen auch zukünftig besonders Frauen, Mütter und Menschen, die Angehörige 

betreuen, aktiviert und damit die Frauenförderquote angemessen umgesetzt werden. 

Der Intention einer besseren Teilhabe von Frauen am Arbeits- und Ausbildungsmarkt soll bei den Zielwer-

ten der Integrationsquote und dem Anteil an langfristigem Leistungsbezug Rechnung getragen werden. 

Daher wird die geschlechterspezifische Zielplanung neben der Integrationsquote auf die Langzeitleis-

tungsbeziehenden erweitert. Neben den beiden Handlungsfeldern bleibt das Zielsystem in der Grundsi-

cherung nach § 48b SGB II im Sinne der Kontinuität ohne Änderungen bestehen. In Verbindung mit § 48a 

Absatz 2 SGB II ergibt sich daraus folgendes Zielsystem mit den entsprechenden Kennzahlen und Ergän-

zungsgrößen: 
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Die bundesweiten Schwerpunkte der Zielsetzung im SGB II zielen auf die Vermeidung und Verringerung 

von Langzeitarbeitslosigkeit und Langzeitleistungsbezug ab, idealerweise durch existenzsichernde und 

nachhaltige Integration in den ersten Arbeitsmarkt bzw. durch den Übergang von der Schule in eine Be-

rufsausbildung. Sie stellen weiterhin den Schwerpunkt der Integrationsarbeit dar und richten sich insbe-

sondere an arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende, bei denen in der Regel eine berufliche Ein-

gliederung nur schrittweise erreicht werden kann. Dabei soll verstärkt auch die Teilhabe am Arbeitsmarkt 

mit sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung umgesetzt werden. 

Mit der Zielsetzung der Sicherung der sozialen Teilhabe kommt dem Ansatz des SGB II, die Leistungen 

der Arbeitsförderung mit sozialintegrativen Leistungen eng zu verzahnen, eine besondere Bedeutung zu. 

In Verbindung mit den kommunalen Eingliederungsleistungen kann ein integratives Leistungsangebot be-

darfsgerechte und passgenaue Hilfe in bestimmten Problemlagen bieten. 

4.1 Kommunale Ziele 

Analog zu den Bundeszielen ist die Vermeidung oder Beendigung von Langzeitleistungsbezug, wie in den 

vergangenen Jahren auch, weiter kommunale Zielsetzung. Ebenso kommt der sozialen Teilhabe ein im-

mer größerer Stellenwert zu. Dabei stehen spezifische Zielgruppen wie Jugendliche ohne Ausbildung, 

Alleinerziehende, Schwerbehinderte, ältere Langzeitleistungsbeziehende, Menschen mit Flucht- und Mig-

rationshintergrund und erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die eine Erwerbstätigkeit ausüben, besonders 

im Fokus. Ein besonderes Gewicht ist auf die Vermeidung von generationsübergreifender Arbeitslosigkeit 

von Familien mit Kindern in Bedarfsgemeinschaften und die fehlende soziale Teilhabe von deren Mitglie-

dern zu legen, die von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind. Die Verzahnung von bundes- und kommu-

geschlechtergetrennte  
Darstellung 

geschlechtergetrennte  
Darstellung 
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nalfinanzierten Leistungen, in Verbindung mit gemeinsamen Strategien, Prozessen und Maßnahmen sol-

len weiterhin Anwendung finden und gemeinsam weiterentwickelt werden. Neue Möglichkeiten einer indi-

viduellen Unterstützung ergeben sich durch die neue Eingliederungsleistung „Ganzheitliche Betreuung“ 

gemäß § 16k SGB II. Durch die ganzheitliche Ausrichtung und offene Ausgestaltung können vielfältige 

(auch soziale) Problemlagen) in Angriff genommen werden, um damit die Grundlage für eine schrittweise 

Heranführung an Ausbildung oder Beschäftigung zu schaffen. 

Sich negativ auswirkende Entwicklungen und Strukturen sollen positiv verändert werden; auch durch eine 

verstärkte kommunale Vernetzung mit den wesentlichen regionalen Akteuren (wie z.B. Beratungsstellen 

gemäß § 16a SGB II oder zielgruppenspezifischen Einrichtungen) insbesondere im Sozial- und Wohn-

raum. Dabei bietet die bereits bestehende Quartiersarbeit einen wichtigen Ansatz, der weiter ausgebaut 

werden soll. Zielsetzung dabei ist auch eine ganzheitliche Versorgung von Familien mit Kindern in Be-

darfsgemeinschaften und die höchstmögliche Inanspruchnahme kommunaler Leistungen, insbesondere 

der Leistungen zu Bildung und Teilhabe. 

Des Weiteren soll die Gruppe der Frauen mit Flucht- und Migrationshintergrund stärker in den Fokus ge-

rückt und die Erhöhung der Integrationsquote in diesem Bereich mit konkreten Maßnahmen, die über die 

Unterstützung durch Kinderbetreuungsmöglichkeiten hinausgeht, flankiert werden. Dafür wurden spezifi-

sche neue Angebote geschaffen, u.a. für den Personenkreis der Mütter und für Frauen mit Flucht- bzw. 

Migrationshintergrund im Rahmen einer bilingualen bzw. mehrsprachigen Durchführung. Beide bieten die 

Möglichkeit, die Kinder im Bedarfsfall mitzubringen.  

Durch die angespannte Situation auf dem Wohnungsmarkt kommen dem Erhalt und der Sicherung einer 

eigenen Wohnung besondere Bedeutung auch für die Arbeitsmarktintegration zu. Die leistungsrechtlichen 

Möglichkeiten zur Vermeidung von Wohnungsverlusten und der (Wieder-)Erlangung einer eigenen Woh-

nung werden genutzt und in enger Zusammenarbeit in ein Netzwerk von Hilfen kommunaler und freier 

Träger eingebracht. Hier sind unter anderem die Kooperationen mit der Zentralen Beratungsstelle, der 

Arbeitsgemeinschaft RESOhelp oder auch mit dem Tagesaufenthalt für Frauen (Szenia) zu nennen. 

 STRATEGISCHE AUSRICHTUNG, GESCHÄFTSPOLITISCHE SCHWERPUNKTE UND 

HANDLUNGSFELDER 

Die derzeitigen Prognosen zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt bilden im Zusammenhang mit den Rah-

menbedingungen die Ausgangslage für die geschäftspolitische Schwerpunktsetzung und somit die Pla-

nung.  

Bei der Umsetzung sollen sinnvolle Förderketten und eine perspektivische Strategieplanung entwickelt 

werden. Dabei sollen in einem ganzheitlichen Ansatz die gesamte Bedarfsgemeinschaft und der soziale 

Lebensraum der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in den Blick genommen werden.  

Die Grundsätze Prävention, Integration und Teilhabe bilden weiterhin den zentralen Dreiklang für die 

strategische Ausrichtung der operativen Schwerpunkte und Maßnahmen. 
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5.1 Ganzheitliche und niedrigschwellige Ausrichtung  

Die nachhaltige Integration von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in den ersten Arbeitsmarkt stellt 

den Schwerpunkt der Integrationsarbeit dar. Diese Zielsetzung richtet sich ausdrücklich an arbeitsmarkt-

ferne Langzeitleistungsberechtigte, bei denen die Eingliederung in Beschäftigung häufig nur schritt-

weise erreicht werden kann. Dazu sind längerfristige Eingliederungsstrategien und darauf entsprechend 

konzentrierte Beratungsansätze und Ressourcen erforderlich. Im Rahmen einer ganzheitlichen Integrati-

onsstrategie sollen zunächst Entwicklungsfortschritte erzielt werden.  

Dazu bedarf es innovativer Ansätze, denn viele der Kundinnen und Kunden werden mit gängigen An-

spracheformaten und Maßnahmesettings nicht (mehr) erreicht. Unter anderem werden niedrigschwellige 

Angebote mit aufsuchender Sozialarbeit, auch für die gesamte Bedarfsgemeinschaft, und verstärkt Ein-

zelcoaching vorgehalten. 

 

Hierbei ist es von großer Bedeutung, die Leistungen der Arbeitsförderung mit sozialintegrativen Leistungen 

eng zu verzahnen und abgestimmt einzusetzen. Daher wird das Jobcenter Region Hannover in Koopera-

tion mit der Region Hannover die kommunalen Eingliederungsleistungen im Rahmen eines integrierten 

Förderansatzes als bedarfsgerechte und passgenaue Hilfen anbieten. 

Mit der Jugendberufsagentur soll eine systematische, verbindliche und kontinuierliche Vernetzung aller an 

der beruflichen Integration junger Menschen beteiligter Akteure hergestellt werden. Der Zugang soll er-

leichtert und eine bessere Erreichbarkeit und transparente Angebotsstruktur für Jugendliche und deren 

Eltern durch eine systemübergreifende Beratungseinrichtung an einem Standort geschaffen werden.   

Mit dem Konzept ReHaTOP (Region Hannover Teilhabe Orientierung Prävention) sind neue und zusätzli-

che Möglichkeiten präventiver Ansätze, insbesondere mit der Ausrichtung „Prävention vor Reha“ und 

„Reha vor Rente“ geschaffen worden. Im Fokus steht der Personenkreis mit psychischen Erkrankungen, 

der häufig nur unzureichend mit dem bisherigen Förderinstrumentarium oder den ausgelagerten medizini-

schen Angeboten erreicht werden konnte. Durch einen ganzheitlichen Ansatz in einem multiprofessionel-

len Team kann neben der Verbesserung der gesundheitlichen Situation ein individuell passendes Angebot 

zur schrittweisen Heranführung an Aktivierung, Beschäftigung und Qualifizierung unter einem Dach erfol-

gen. 

Dem Ausbau der bewerberorientierten Arbeitgeberarbeit kommt dabei eine wesentliche Bedeutung zu. 

Die lange Dauer der Arbeitslosigkeit ist in den überwiegenden Fällen in fehlenden Berufsabschlüssen bzw. 

fehlender arbeitsmarktgerechter Qualifikation begründet. Förderungen von Umschulungen und Teilqualifi-

kationen sollen daher weiter einen Schwerpunkt bei den Eingliederungsleistungen einnehmen. Um Lang-

zeitleistungsbezug wirksam entgegenzusteuern, muss, ausgehend von vorhandenen Potentialen für jeden 

Einzelfall zum richtigen Zeitpunkt das passgenaue Förderinstrument eingesetzt werden. 

 

Bei Betrachtung der Personengruppen im Langzeitleistungsbezug sollen auch Kundinnen und Kunden 

berücksichtigt werden, die bereits einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Hier ist jeweils auszuloten, ob beim 

jeweiligen Arbeitgeber Möglichkeiten bestehen, über Anpassungsqualifizierungen eine höherwertige Tä-

tigkeit auszuüben oder durch andere Unterstützung das wöchentliche Stundenkontingent zu erhöhen. 
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Der Zugang in den ersten Arbeitsmarkt ist für einen Teil der Langzeitleistungsberechtigten weder mittel- 

noch langfristig zu realisieren. Wegen ihrer Arbeitsmarkferne, persönlichen Hemmnisse und Problemla-

gen, aber auch wegen der steigenden Anforderungen der Betriebe und komplexeren Rahmenbedingungen 

des Arbeitsmarktes ist eine Tätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt unrealistisch. Für diese Betroffenen 

kommen nur langfristige Maßnahmen bzw. öffentlich geförderte Beschäftigung in Betracht. Hier können 

durch die gesetzliche Leistung § 16i SGB II langfristige Beschäftigungsmöglichkeiten erschlossen werden. 

Für die Umsetzung wurden niedrigschwellige Vorschaltmaßnahmen mit intensiver sozialpädagogischer 

Begleitung geschaffen. 

5.2 Zugang zu Ausbildung und Arbeit 

Trotz intensiver Beratung und Aktivierungsanstrengungen gelingt es einer Reihe von Jugendlichen nicht, 

direkt nach Beendigung des Schulbesuches den Einstieg in eine Berufsausbildung zu finden. Darüber 

hinaus liegt bei einem nicht unerheblichen Anteil der arbeitslosen Jugendlichen der Schulbesuch schon 

länger zurück. Schlechte oder fehlende Schulabschlüsse in Verbindung mit weiteren individuellen Prob-

lemlagen stehen dem Einstieg in eine Ausbildung oder Beschäftigung entgegen. Diese Jugendlichen kön-

nen nicht von den vorhandenen Ausbildungsangeboten der Betriebe profitieren, da sie im Auswahlverfah-

ren nicht berücksichtigt werden bzw. die betrieblichen Anforderungen (noch) nicht erfüllen können. Ausbil-

dungsstellen können daher nicht besetzt werden, weil Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt 

nicht zusammenpassen. 

Um das Beratungs- und Betreuungsangebot für alle jungen Menschen in der Region Hannover zu intensi-

vieren, ist ein flächendeckender Ausbau der Jugendberufsagenturen (JBA) geplant. 

Da die örtlichen Gegebenheiten unterschiedlich sind, soll es verschiedene bedarfs- und ressourcenge-

rechte Umsetzungsmodelle geben. Neben den bestehenden Jugendberufsagenturen in Hannover, Garb-

sen und Laatzen soll auch in Neustadt eine JBA an den Start gehen. Mit den verbleibenden Kommunen 

ist man im Gespräch, um weitere Umsetzungsmodelle zu entwerfen. 

Einer frühzeitigen Begleitung von Absolventinnen und Absolventen im Übergang von Schule und Beruf 

kommt dabei eine hohe Bedeutung zu. Begleitendes Coaching während der Ausbildung trägt dazu bei, 

das Beschäftigungsverhältnis stabil zu halten. 

Neue Ansätze sollen mit dem Instrument § 16h SGB II „Förderung schwer zu erreichender junger Men-

schen“ umgesetzt werden. Über sozialpädagogisches Casemanagement sollen individuelle Hilfen zur Be-

wältigung der persönlichen und sozialen Problemlagen geschaffen werden. Dabei können auch Leistun-

gen erbracht werden, die dem Grunde nach zur Jugendhilfe gehören, durch diese bisher aber nicht bereit-

gestellt wurden. 

 

Für den Personenkreis der Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund soll weiterhin ein frühzei-

tiger Einstieg in den Integrationsprozess erfolgen. Dazu gehören der Einsatz und das Management der 

vorhandenen Integrations- und Sprachkursangebote in Kombination mit beruflicher Orientierung und Vor-

qualifizierung in einer Gesamtmaßnahme. Zur beruflichen Qualifizierung gehört neben der Einmündung in 

Ausbildung auch der Erwerb von Teilqualifikationen. Für eine frühzeitige Ergänzung und Unterstützung ist 

die Förderung von Beratungsstellen für den Personenkreis der Menschen mit Flucht- und Migrations-
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hintergrund geplant, um über einen niedrigschwelligen, auf die Zielgruppe ausgerichteten Zugang, integ-

rationsunterstützende Angebote vorhalten zu können. Ein besonderes Augenmerk soll auf die Personen-

gruppe der Mädchen und Frauen mit Flucht- und Migrationshintergrund gerichtet werden. Hier soll eine 

stärkere Unterstützung erfolgen, damit Fördermaßnahmen in Anspruch genommen werden. 

 

Alle Eingliederungsleistungen sollen, ausgehend von individuellen Bedarfen, zielgerichtet eingesetzt wer-

den. Die Produkte werden kontinuierlich ausgewertet und weiterentwickelt. 

Oberstes Ziel bei der Integration ist es, Menschen nachhaltig und bedarfsdeckend in Arbeit zu integrieren. 

Das Jobcenter Region Hannover bleibt Ansprechpartner für Betriebe und wird sich gemeinsam mit Koope-

rationspartnern bei der Gestaltung guter Rahmenbedingungen für den Arbeits- und Ausbildungsmarkt ein-

bringen. 

Durch den gemeinsamen Arbeitgeber-Service (AGS) wird eine einheitliche und reibungslose Zusammen-

arbeit mit Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern sichergestellt. Insbesondere werden die vorhandenen per-

sonellen und sächlichen Ressourcen gebündelt 

Es gilt der Grundsatz, dass ein Betrieb eine Ansprechpartnerin bzw. einen Ansprechpartner hat, die bzw. 

der dessen Anliegen klärt und bearbeitet. Der gemeinsame Arbeitgeberservice bindet in allen seinen An-

geboten und Maßnahmen Bewerber des Rechtkreises SGB II intensiv ein. Durch das Instrument des § 

16e SGB II erhöht sich die Wettbewerbsfähigkeit von Kunden mit schwerwiegenden Vermittlungshemm-

nissen, welche bisher nicht ausreichend durch Eingliederungszuschüsse kompensiert werden konnten.  

Um das Potential von Kundinnen und Kunden vollständig auszuschöpfen, setzt der gemeinsame AGS das 

Projekt Bewerberaktivierung SGB II in allen Teams um. Im Rahmen des Projektes werden Bewerberinnen 

und Bewerber mehrfach zu unterschiedlichen Arbeitgeberveranstaltungen, anlassbezogen auch in digita-

ler Form, eingeladen. Dadurch können unterschiedliche Arbeitgeber zu einer Bewerberin bzw. einem Be-

werber unabhängig voneinander und zu verschiedenen Zeitpunkten ein Feedback abgeben. Es kann somit 

vermieden werden, dass der Gesamteindruck einer Person subjektiv oder von deren persönlicher Tages-

form abhängig ist. Auch die und der sich Bewerbende kann somit die Einschätzung seiner Integrations-

fachkraft besser annehmen. Ziel dieser Bewerberaktivierung ist primär eine Einschätzung der Eignung der 

und des Einzelnen, für eine Tätigkeit einer zuvor definierten Berufsgruppe. Dadurch werden zusätzliche 

Möglichkeiten einer direkten Arbeitsaufnahme geschaffen. 

Die und der Einzelne erhalten im Bedarfsfall individuelle und passgenaue Unterstützung. 

Im Falle einer notwendigen Qualifizierung unterstützt der gemeinsame AGS im Rahmen des Qualifizie-

rungschancengesetzes. Insbesondere in der Arbeitgeberberatung hat das Thema Qualifizierung und Ar-

beitsentgeltzuschuss an Bedeutung gewonnen. Ziel ist es, nicht ausreichend qualifizierte Bewerber beim 

Arbeitgeber platzieren zu können, indem Qualifizierungsbedarfe gefördert und Ausfallszeiten kompensiert 

werden. Um den umfangreichen Beratungsbedarf von Arbeitgebern gerecht zu werden, wurden Mitarbeiter 

aus jedem Team des gemeinsamen AGS zu Experten qualifiziert. 
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5.3 Soziale Teilhabe  

Das Jobcenter Region Hannover übernimmt Mitverantwortung für den sozialen Zusammenhalt und die 

Verbesserung der Teilhabechancen. Dazu trägt auch die Sicherstellung der ordnungs- und rechtmäßigen 

Leistungsgewährung und Beratung in Leistungsangelegenheiten bei. 

Arbeitsgelegenheiten bieten arbeitsmarktfernen Bewerberinnen und Bewerbern niedrigschwellige Einsatz-

möglichkeiten zur Wiederherstellung oder zum Erhalt ihrer Beschäftigungsfähigkeit. Um mehr sozialversi-

cherungspflichtige Beschäftigung von Personen mit einer längeren Dauer von Arbeitslosigkeit zu ermögli-

chen und zu unterstützen, ist § 16e SGB II mit dem Instrument „Eingliederung von Langzeitarbeitslosen“ 

2019 neu gefasst worden. Während der Beschäftigung kann zusätzlich eine ganzheitliche, beschäftigungs-

begleitende Betreuung gefördert werden. Chancen für eine längerfristige Beschäftigung und einen verbes-

serten Übergang in den allgemeinen Arbeitsmarkt ergeben sich durch die gesetzliche Leistung „Teilhabe 

am Arbeitsmarkt“ gemäß § 16i SGB II. Beschäftigungsverhältnisse mit erwerbsfähigen Leistungsberech-

tigte ab dem 25. Lebensjahr, die in den letzten sieben Jahren mindestens sechs Jahre Leistungen nach 

dem SGB II bezogen haben, werden für einen Zeitraum von fünf Jahren degressiv beginnend mit 100% 

der Lohnkosten gefördert. Während der Förderdauer soll ein beschäftigungsbegleitendes Coaching statt-

finden. Für eine nachhaltige Stärkung der Beschäftigungsfähigkeit und Erhöhung der Chancen auf an-

schließende Einmündung in ungeförderte Beschäftigung ist es förderlich, wenn die Arbeitsverhältnisse für 

die gesamte maximale Förderdauer von fünf Jahren abgeschlossen werden. 

Durch eine gezielte Ansprache von Arbeitgebern und Beschäftigungsträgern in der Region Hannover ge-

lingt es, passgenaue Beschäftigungsmöglichkeiten zu erschließen.  

Inzwischen wurden rund 2.106 Förderfälle (Stand 02.11.2023) bewilligt. Rund 55% der Arbeitgeber sind 

in der freien Wirtschaft angesiedelt.  

Nach einer Auswertung aus Oktober 2023 erfolgte bei rund 73% damit die Beendigung der Hilfebedürftig-

keit. Das beschäftigungsbegleitende Coaching wird sowohl durch eigenes Personal als auch durch Dritte 

umgesetzt.  

Die Region Hannover gewährt eine ergänzende Förderung von ausgewählten Beschäftigungsverhältnis-

sen nach § 16i SGB II und setzt somit selber einen kommunalen Passiv-Aktiv-Tausch um. 

Aus Sicht des Jobcenters Region Hannover hat sich die gesetzliche Leistung „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ 

gemäß § 16i SGB II als erfolgreiches Instrument bewährt.  

Es wird als notwendige Ergänzung zum bestehenden Förderinstrumentarium positiv bewertet und auch 

von Arbeitgebern befürwortet, u.a. weil die Fördervoraussetzungen wie Zusätzlichkeit, Gemeinnützigkeit 

und öffentliches Interesse im Vergleich zu Arbeitsgelegenheiten entfallen. Teilnehmende erwerbsfähige 

Leistungsberechtigte zeigen eine gute Akzeptanz, weil das Angebot als sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigung mit klassischem Arbeitsvertrag und einer regulären Entlohnung ausgestaltet ist.  

 ZIELGRUPPEN 

Das Jobcenter Region Hannover unternimmt besondere Anstrengungen zur Integration von am Arbeits-

markt benachteiligten Personengruppen in existenzsichernde Arbeit. 

Neben den bereits genannten Personengruppen der Langzeitarbeitslosen/Langzeitleistungsbeziehenden, 

Jugendlichen, geflüchteten Menschen gehören dazu insbesondere: 
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• Frauen, 

• Menschen mit Behinderungen, 

• Ältere,  

• Alleinerziehende, 

• Ergänzer in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung, 

• Erwerbsfähige Leistungsberechtigte in selbständiger Erwerbstätigkeit. 

 

Dabei gilt im Jobcenter Region Hannover zunächst der Grundsatz einer prioritären Berücksichtigung die-

ser Gruppen bei dem Einsatz individueller Förderinstrumente bzw. bei der Besetzung von eingekauften 

Maßnahmekapazitäten. 

 

Um den ausgewählten Zielgruppen adäquate Unterstützung anbieten zu können, sind an mehreren Stand-

orten des Jobcenters Region Hannover Spezialisierungen innerhalb der Teams Markt und Integration er-

folgt. Aus diesen Zuordnungen ergeben sich auch Impulse für die Weiterentwicklung spezifischer Ange-

bote und Beratungsformate für die Personenkreise. 

Bei nahezu allen Förderangeboten ist die Inanspruchnahme auch in Teilzeit oder flexiblen Modellen mög-

lich, um individuellen Besonderheiten aufgrund von familiären Betreuungspflichten oder anderen Ein-

schränkungen gerecht zu werden. Erwerbstätige erhalten Angebote, die mit der Ausübung ihrer Beschäf-

tigung vereinbar sind. 

Für Menschen mit Behinderungen ist durch die Organisationseinheit „Beratungs- und Integrationscenter“ 

eine spezifische Anlaufstelle geschaffen worden. Neben adäquaten Angeboten für diesen Personenkreis 

ist bei unterschiedlichen anderen Produkten ein barrierefreier Zugang zum Maßnahmeangebot realisiert 

worden. 

 EINSATZ DER ARBEITSMARKTPOLITISCHEN INSTRUMENTE UND KOMMUNALEN EIN-

GLIEDERUNGSLEISTUNGEN  

Flankierend zu den Handlungsschwerpunkten der Beratungs- und Integrationsarbeit stehen den operati-

ven Bereichen die dafür erforderlichen arbeitsmarktpolitischen Instrumente und kommunalen Eingliede-

rungsleistungen zur Verfügung. Der Instrumenteneinsatz richtet sich an den sehr unterschiedlichen För-

derbedarfen der verschiedenen Kundengruppen sowie deren individuellen Integrationsstrategien aus. Ent-

sprechend der geschäftspolitischen Handlungsschwerpunkte des Jobcenters Region Hannover gilt es, die 

Potentiale der von Langzeitarbeitslosigkeit und Langzeitleistungsbezug bedrohten und betroffenen Men-

schen durch passgenaue Aktivierung und marktbezogene Qualifizierung auszubauen und insgesamt die 

Marktchancen aller Arbeit- und Ausbildungssuchenden zu erhöhen. Dabei stehen die Stabilisierung und 

Nachhaltigkeit von neu begründeten Beschäftigungs- und Ausbildungsverhältnissen besonders im Fokus. 

Das Jobcenter Region Hannover hat eine Maßnahmeplanung, die einerseits die konkreten Förderbedarfe 

der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aufgreift und andererseits den angekündigten finanziellen 

Handlungsspielraum angemessen berücksichtigt. 

 



 

20 
 

7.1 Berufliche Weiterbildung nach § 16 Abs. 1 SGB II in Verbindung mit § 81 ff. SGB III 

Ein fehlender Berufsabschluss oder marktferne berufliche Kenntnisse und Erfahrungen erschweren maß-

geblich eine dauerhafte Eingliederung in das Erwerbsleben. Daher werden weiterhin die Integrationsstra-

tegien darauf ausgerichtet, dass möglichst viele der ungelernten und geringqualifizierten Leistungsberech-

tigten noch einen Berufsabschluss erwerben können. Dafür sollen sowohl die Umschulungsmöglichkeiten 

in Betrieben als auch bei Bildungsträgern intensiv genutzt werden. 

Die Erfahrungen aus der Beratungsarbeit im Zusammenhang mit der Kundenstruktur haben aber inzwi-

schen auch deutlich gemacht, dass insgesamt das Bewerberpotential für die anspruchsvollen betrieblichen 

und überbetrieblichen Umschulungen begrenzt ist. Daher sollen die Möglichkeiten der Teilqualifizierung 

offensiv angeboten werden, um auf dieser Grundlage Einstiegsmöglichkeiten in Beschäftigung zu eröffnen 

und darüber hinaus im weiteren Berufsverlauf die Fortsetzung der Weiterqualifizierung bis hin zu einem 

Berufsabschluss zu ermöglichen. 

Dabei sollen auch qualifikatorische Anforderungen, die sich aus der fortschreitenden Digitalisierung und 

der damit einhergehenden Transformation ergeben, berücksichtigt werden. 

Perspektivisch wird das Jobcenter Region Hannover die vorhandenen Rahmenbedingungen zielgerichtet 

nutzen, um auf die digitale Transformation zu reagieren und im Rahmen der Möglichkeiten mit zu gestal-

ten. Die im Bürgergeldgesetz geplanten Änderungen im Bereich der beruflichen Weiterbildung bieten wei-

tere Fördermöglichkeiten und Anreize für Kundinnen und Kunden. 

Hier sind insbesondere der Wegfall des Vermittlungsvorrang, die Flexibilisierung des Verkürzungsgebotes 

bei berufsabschlussbezogenen Weiterbildungen, die Entfristung der Weiterbildungsprämie sowie die Ein-

führung eines Weiterbildungsgeldes zu nennen. 

7.2 Maßnahmen der Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 Abs. 1 SGB II in 

Verbindung mit § 45 SGB III 

Entsprechend der hohen Förderbedarfe der von Langzeitarbeitslosigkeit und Langzeitleistungsbezug be-

troffenen Kunden nehmen die Fördermaßnahmen nach § 45 SGB III den größten Anteil am gesamten 

Maßnahmeportfolio des Jobcenters Region Hannover ein. Ziel ist es, im Rahmen eines individuellen „In-

tegrationspfades“ durch Integrationsfortschritte vorhandene Vermittlungshemmnisse abzubauen sowie be-

rufliche und soziale Kompetenzen zu verstärken, um somit den Einstieg in eine anschließende berufliche 

Weiterbildung zu ermöglichen. Andernfalls erfolgt eine intensive Vermittlungsunterstützung, um auch ohne 

Berufsabschluss eine Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 

Mit den Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung werden die weitreichenden Ausgestal-

tungsmöglichkeiten genutzt, um durch passgenaue Förderansätze das Angebot für die unterschiedlichen 

Kundengruppen wie Alleinerziehende, Bedarfsgemeinschaften, Ungelernte, Schwerbehinderte, Kunden 

mit gesundheitlichen Einschränkungen und/oder psychosozialen Problemlagen vorhalten zu können. In-

novative Ansätze wie die systemische Beratung von Bedarfsgemeinschaften, die Verzahnung von Ge-

sundheits- und Arbeitsförderung, Angebote mit dem „Werkakademieansatz“, Coaching vor und während 

der Beschäftigung sowie die enge Einbindung der kommunalen Eingliederungsleistungen nach  

§ 16a SGB II werden fortgesetzt und bedarfsbezogen weiterentwickelt. Begleitendes Coaching während 

der Ausbildung oder Beschäftigung trägt dabei wesentlich zur Nachhaltigkeit von Integrationen bei. 
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Durch die mit dem Bürgergeldgesetz eingeführte neue Eingliederungsleistung „Ganzheitliche Betreuung“ 

sind bei der Förderung durch Einzelcoaching Synergieeffekte zu erwarten, die sich positiv auf die Entwick-

lungsfortschritte der einzelnen Kundinnen und Kunden auswirken können. 

Für die gesetzliche Leistung „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ gemäß § 16i SGB II stehen vorbereitende Ange-

bote zur Verfügung, um die Einmündung in Beschäftigung und das begleitende Coaching umsetzen zu 

können. 

Um unserem Kundenkreis den Anschluss an die digitalen Anforderungen der Arbeitswelt zu ermöglichen, 

erfolgt sukzessive in nahezu allen Maßnahmeangeboten eine entsprechende Heranführung und Wissens-

vermittlung. Diese umfassen auch die Möglichkeit der Teilnahme im Online-Format, soweit die Vorausset-

zungen bei der oder dem einzelnen Teilnehmenden vorliegen, ggf. sind durch die Maßnahmeträger Hilfe-

stellungen zu leisten. 

7.3 Spezielle Fördermaßnahmen für Jüngere 

Trotz guter Bedingungen auf dem Ausbildungsmarkt können viele der Jugendlichen unter 25 Jahren nicht 

die Anforderungen der Betriebe erfüllen, die für die Aufnahme einer Berufsausbildung vorausgesetzt wer-

den. Häufigste Ursachen sind schlechte Zeugnisnoten, Fehlzeiten in der Schule, Defizite bei den sozialen 

Kompetenzen und Orientierungslosigkeit bei der Berufswahl. 

Um dennoch den Übergang in eine Berufsausbildung zu ermöglichen, können diese Defizite durch eine 

Reihe von Fördermaßnahmen ausgeglichen werden. Dazu gehört ein Mix aus Angeboten wie der Berufs-

ausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE), assistierter Ausbildung flexibel (AsAflex) und Ein-

stiegsqualifizierungen (EQ) sowie Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB). 

Die speziellen Fördermaßnahmen für Jugendliche unter 25 Jahren haben durch den Handlungsschwer-

punkt „Übergang Schule Beruf“ eine geschäftspolitische Priorität und werden entsprechend der Bedarfe 

uneingeschränkt eingesetzt. 

Bei der gesetzlichen Leistung, der Förderung schwer zu erreichender junger Menschen gemäß  

§ 16h SGB II, liegt der Schwerpunkt in einem sozialpädagogischen Casemanagement, das individuelle 

Hilfen zur Bewältigung der persönlichen und sozialen Problemlagen anbietet bzw. für Teilnehmende erfor-

derliche Hilfen Dritter (z.B. therapeutische Angebote) initiiert. Dabei ist die rechtskreisübergreifende Aus-

richtung, in der Zusammenarbeit mit der Region Hannover und unter Einbeziehung der Jugendhilfe sowie 

der Landeshauptstadt Hannover, weiter sinnvoll. 

Für eine zielgruppengerechte Kontaktaufnahme stehen den jungen Menschen in Hannover und in Garb-

sen eine offene Anlaufstelle mit Beratungsangebot und integriertem Café zur Verfügung. Zielgruppe sind 

dabei auch junge Menschen, die bisher noch keine Leistungen gemäß SGB II beantragt oder erhalten 

haben. Das Konzept wurde gemeinsam mit der Region Hannover erarbeitet und auch entsprechend um-

gesetzt. 

Im Rahmen von § 16h SGB II wird auch ein Angebot mit ausschließlich aufsuchendem Ansatz vorgehalten, 

das über mobile Hilfen einen besonders niedrigschwelligen Zugang zur Zielgruppe ermöglicht. 

Zielsetzung aller Maßnahmen ist, dass jeder Jugendliche die individuell erforderliche Unterstützung beim 

Übergang in eine Ausbildung oder für den Einstieg in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

erhält. Daher sind die Maßnahmen im Wesentlichen darauf ausgerichtet, auf eine Berufsausbildung vor-

zubereiten, eine Berufsausbildung in Kooperation mit einem Bildungsträger zu ermöglichen oder durch 
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sozialpädagogische Begleitung während der Berufsausbildung zu unterstützen. Im Ergebnis kann mit die-

sen Fördermaßnahmen ein Beitrag zum Fachkräftebedarf der Betriebe geleistet werden. 

7.4 Öffentlich geförderte Beschäftigung 

In Anbetracht des hohen Anteils von Leistungsberechtigten, die keine unmittelbare Aussicht auf reguläre 

Beschäftigung des ersten Arbeitsmarktes haben, sind öffentlich geförderte Beschäftigungen und Möglich-

keiten der sozialen Teilhabe unerlässlich. Betroffenen mit hohem Unterstützungs- und Stabilisierungsbe-

darf werden entsprechende Beschäftigungsmöglichkeiten mit sinnstiftenden Arbeiten und daraus resultie-

render Tagesstruktur angeboten. Darüber hinaus wird öffentlich geförderte Beschäftigung verstärkt mit 

sozialpädagogischer Betreuung bzw. individuellem Coaching flankiert, um bei besonderen Problemlagen 

Unterstützung anzubieten. Damit kann die Beschäftigungsfähigkeit stabilisiert und wenn möglich, auch der 

Übergang in weiterführende berufliche Qualifizierung oder der Einstieg in ein Beschäftigungsverhältnis des 

ersten Arbeitsmarktes gefördert werden. 

Das Jobcenter Region Hannover nutzt alle sich bietenden Förderinstrumente und setzt verstärkt Förder-

mittel ein, um durch öffentlich geförderte Beschäftigung solchen Langzeitleistungsbeziehenden eine sozi-

ale Teilhabe zu ermöglichen, die mittel- und langfristig keine realistische Beschäftigungschance auf dem 

ersten Arbeitsmarkt haben. Dazu gehören Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB II und die Eingliederung 

von Langzeitarbeitslosen nach § 16e SGB II. Neue Chancen für eine längerfristige Beschäftigung und 

einen verbesserten Übergang in den allgemeinen Arbeitsmarkt ergeben sich durch die gesetzliche Leis-

tung „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ gemäß § 16i SGB II. Als Vorbereitung vor Ort wurde ein lokaler Konsens 

mit Netzwerkpartnern und Trägern zum „Sozialen Arbeitsmarkt“ getroffen. 

Es erfolgte eine gezielte Ansprache von Arbeitgebern und Beschäftigungsträgern in der Region Hannover 

zum Erschließen von Beschäftigungsmöglichkeiten, unterstützt durch eine Einbindung von Netzwerkpart-

nern für die Umsetzung des begleitenden Coachings. 

Mit der vorgesehenen Entfristung wird eine Förderlücke im SGB II geschlossen und ein Instrument zur 

Stärkung der sozialen Teilhabe für besonders arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte dauerhaft im SGB 

II etabliert. 

7.5 Freie Förderung nach § 16f SGB II 

Mit dem Instrument der „Freien Förderung“ werden vom Jobcenter Region Hannover weitere Handlungs-

möglichkeiten genutzt, um neben den vorhandenen Regelinstrumenten zusätzliche und flexible Unterstüt-

zungs- und Fördermöglichkeiten für Langzeitarbeitslose und Jugendliche mit erheblichem Unterstützungs-

bedarf anbieten zu können. Im Rahmen der Freien Förderung werden im Wesentlichen innovative Kon-

zepte zur Vorbereitung auf eine Berufsausbildung in enger Kooperation mit dem Handwerk sowie zur För-

derung der Berufsausbildung in Verzahnung mit dem Landesprogramm „Berufsausbildung im Verbund“ 

weiter umgesetzt. 

Des Weiteren werden mit der Förderung von „Probebeschäftigungen“ Anreize für Betriebe geschaffen, bei 

Langzeitarbeitslosen in einem Beschäftigungszeitraum von drei Monaten die Beschäftigungsfähigkeit und 

berufliche Eignung im betrieblichen Arbeitsalltag festzustellen. Im Rahmen der bewerberorientierten Ver-

mittlung werden mit diesem Instrument ergänzende Fördermöglichkeiten für die berufliche Eingliederung 

von Langzeitarbeitslosen angeboten.  
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Für Jugendliche unter 25 Jahren, die aufgrund schwerwiegender Vermittlungshemmnisse als besonders 

marktfern eingestuft werden, ist ein „Motivationszuschuss“ eingeführt worden. Damit soll ein monetärer 

Anreiz für eine regelmäßige Teilnahme an einer individuell passenden Maßnahme gemäß § 45 SGB III 

geschaffen werden. Eine Doppelförderung mit dem Bürgergeldbonus ist ausgeschlossen. 

7.6 Kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II 

Durch eine persönliche, gesundheitliche und soziale Stabilisierung tragen die kommunalen Eingliede-

rungsleistungen wesentlich zum Abbau von Vermittlungshemmnissen der erwerbsfähigen Leistungsbe-

rechtigten bei. Insbesondere für die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit komplexen Problemlagen 

wird weiterhin von einer intensiven Zuleitung bzw. Verstärkung der Vernetzung zu Hilfsangeboten anderer 

regionaler sozialer Einrichtungen ausgegangen. Dazu gehören vor allem die kommunalen Eingliederungs-

leistungen gemäß § 16a SGB II, die im Hinblick auf den Förderumfang und die inhaltliche Ausdifferenzie-

rung bedarfsgerecht eingesetzt werden können. Ziel dabei ist es, die Inanspruchnahme durch die erwerbs-

fähigen Leistungsberechtigten auf das Niveau des tatsächlichen Beratungs- und Unterstützungsbedarfs 

anzuheben. Mit der Aufnahme der Entwicklung konkreter Modellprojekte bzw. -formate zur Verknüpfung 

der Leistungen gemäß § 16a SGB II mit arbeitsmarktpolitischen Instrumenten (z.B. Familien-Coaching-

Center/ ReHaTOP) in die Zielvereinbarung mit der Region Hannover, wird die besondere Relevanz dieser 

Leistungen unterstrichen. Weitere Förderkombinationen können sich durch die im Bürgergeldgesetz ge-

plante neue Eingliederungsleistung „Ganzheitliche Betreuung/ Coaching“ ergeben. Damit werden zusätz-

liche Möglichkeiten geschaffen, erwerbsfähige Leistungsberechtigte in komplexen Problemlagen zu bera-

ten und dabei im Rahmen der Unterstützung auch aufsuchend tätig zu werden. Durch das neu geschaffene 

psychosoziale Coaching soll zunächst die Bereitschaft für ein Problembewusstsein geweckt und die suk-

zessive Inanspruchnahme einer fachgerechten Unterstützung befördert werden. Hier werden sich Syner-

gieeffekte ergeben, sowohl für die Bereitschaft, Leistungen gemäß § 16a SGB II als auch weiterführende 

therapeutische Hilfen in Anspruch zu nehmen. Dazu trägt im Wesentlichen auch der niedrigschwellige 

Ansatz durch die räumliche Ansiedlung direkt in den Jobcenter-Standorten bei. 

7.7 Bildungs- und Teilhabeleistungen 

 
Die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaktes (BuT) werden zielgerichtet zur Stärkung von Familien 

sowie zur Förderung von Bildung und Förderung der Teilhabe von Kindern und Jugendlichen genutzt. 

Neben der aktiven Einbindung in die Integrations- und Leistungsberatung der Leistungsberechtigten, wer-

den zudem die Möglichkeiten der modernen Medien im Sinne des Hinwirkungsgebotes nach § 4 Abs. 2 

Satz 2 SGB II genutzt. 

Das Jobcenter Region Hannover wird sich insbesondere in der regionalen und wohnortnahen Netzwerk-

arbeit engagieren. 
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 AUSBLICK  

Die Arbeitswelt befindet sich inzwischen auf mehreren Ebenen in einem stetigen Veränderungsprozess 

mit hoher Geschwindigkeit. 

Die Transformation ist geprägt von Globalisierung, Digitalisierung, demografischer Entwicklung und einem 

Wertewandel in der Gesellschaft. Das hat konkrete Auswirkungen auf die betriebliche Praxis und beein-

flusst die Gestaltung der künftigen (digitalen) Arbeitsgesellschaft. Durch Digitalisierung und Transforma-

tion werden neue technologische und gesellschaftliche Trends ausgelöst. Diese haben Auswirkungen auf 

betriebliche Prozesse, Kommunikationsformen, Berufsbilder und Infrastruktur insgesamt. 

Die Vermeidung und der Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit oder Langzeitleistungsbezug bleiben weiter-

hin Kernaufgabe des Jobcenters Region Hannover.  

Dazu gehört die nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt aller Arbeitsuchenden und Zielgruppen des 

Jobcenters Region Hannover mit existenzsicherndem Einkommen, ohne auf Leistungen des Rechtskrei-

ses SGB II angewiesen zu sein. Dabei ist als Querschnittaufgabe ein besonderes Gewicht auf die gleich-

berechtigte Förderung und Integration von Frauen und Männern und insbesondere auch von Alleinerzie-

henden und Bedarfsgemeinschaften zu legen. 
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 ÜBERBLICK MAßNAHMEPLANUNG 2024 

 

Planung 2024
 Eintritte 2023- 

Jahresendwerte Planung 2024
 Eintritte 2023- 

Jahresendwerte
Planung 2024

 Eintritte 2023- 

Jahresendwerte

Planung Gesamtbudget 

2024
(bei Berufliche Weiterbildung inkl. 

geplanten Weiterbildungsgeld und 

Bürgergeldbonus)

Planung

2024
 ( nur Neugeschäft, bei FbW 

inkl. geplantem 

Weiterbildungsgeld und 

Bürgergeldbonus)

 Jahresendwerte 2023

(bei Berufliche Weiterbildung inkl. 

geplanten Weiterbildungsgeld und 

Bürgergeldbonus)

Planung

2024

Prognose

2023

Planung

2024

Prognose

2023

 1. Berufliche Weiterbildung

   ( § 81 SGB III)
1.957 2.037 142 231 1.815 1.806 15.784.705 € 8.641.904 € 15.061.055 € 1.145.339 € 1.707.955 € 14.639.366 € 13.353.100 €

2. EGZ

    (§ 88 ff. SGB III)
400 435 18 30 382 405 3.156.147 € 1.785.750 € 3.034.836 € 142.027 € 209.299 € 3.014.120 € 2.825.537 €

3. Maßnahmen zur  

    Aktivierung und

    beruflichen Eingliederung

   (§ 45 SGB III)

7.419 8.595 1.639 1.747 5.780 6.848 27.045.584 € 6.561.896 € 30.337.375 € 5.974.891 € 6.166.305 € 21.070.694 € 24.171.070 €

4. Arbeitsgelegenheiten

    (§ 16d SGB II)
1.123 1.331 0 10 1.123 1.321 9.569.473 € 4.688.671 € 5.806.840 € 0 € 43.628 € 9.569.473 € 5.763.212 €

5. Eingliederung von Langzeitarbeitslosen 

   (§ 16e SGB II)
118 137 0 4 118 133 3.925.594 € 1.298.817 € 2.832.371 € 0 € 82.697 € 3.925.594 € 2.749.674 €

6. Einstiegsgeld,         

sozialversicherungspflichtig

  ( § 16b SGB II)

521 676 35 56 486 620 1.747.256 € 1.159.344 € 1.930.900 € 117.378 € 159.956 € 1.629.878 € 1.770.944 €

7. Spezielle

     Maßnahmen für 

    Jugendliche

266 346 248 291 18 55 4.578.907 € 716.064 € 4.145.650 € 4.269.056 € 3.486.660 € 309.851 € 658.991 €

8. Freie Förderung

   (§ 16f SGB II)
76 66 48 26 28 40 970.192 € 464.320 € 599.193 € 612.753 € 236.046 € 357.439 € 363.147 €

9. Probebeschäftigung, Ausbildungszuschuss 

und Arbeitshilfe für behinderte Menschen ( § 46 

SGB III)

19 5 0 19 5 2.178.730 € 1.000.360 € 1.949.513 € 0 € 0 € 2.178.730 € 1.949.513 €

10. Leistungen zur Eingliederung von 

Selbständigen ( § 16c SGB II /Vergabe)
74 100 2 2 72 98 178.112 € 56.492 € 297.285 € 4.814 € 5.946 € 173.298 € 291.340 €

11. Förderung schwer zu                       

erreichender junger Menschen

 ( § 16h SGB II)

267 287 255 284 12 3 1.598.425 € 80.000 € 1.322.246 € 1.526.586 € 1.308.424 € 71.839 € 13.821 €

12. Teilhabe am Arbeitsmarkt   

 (§ 16i SGB II) 

- geförderte Beschäftigung

65 158 0 0 65 158 11.738.107 € 978.376 € 15.569.176 € 0 € 0 € 11.738.107 € 15.569.176 €

12a. Teilhabe am Arbeitsmarkt 

   (§ 16i SGB II) 

- beschäftigungsbegleitende Betreuung

55 37 0 0 55 37 876.399 € 43.500 € 1.164.907 € 0 € 0 € 876.399 € 1.164.907 €

13. Ganzheitliche Betreuung

( § 16k SGB II), Gutscheine und eigenes Personal
400 0 44 356 1.284.697 € 956.200 € 45.483 € 141.317 € 4.548 € 1.143.381 € 40.935 €

SUMME 12.760 14.210 2.431 2.681 10.329 11.529 84.632.325 € 28.431.694 € 84.096.830 € 13.934.159 € 13.411.464 € 70.698.167 € 70.685.366 €

2.419.138 € 2.352.968 € 1.294.908 €

87.051.463 € 30.784.662 € 85.391.738 €Gesamtbudget (einschl. Überplanung in 2024)

Mittel für budgetbeplante Eingliederungsleistungen

Eintritte und Budget von 

Eingliederungsleistungen im 

Jahresvergleich

Stand: 01.03.24

Budget  im Jahresvergleich

Zusammenfassung u25Gesamt ü24

Geplante und erreichte Eintritte im Jahresvergleich 

u25 Ü24
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Planung

2022

Planung

2021

Prognose Eintritte 

2021

Planung

2022

Planung

2021

Planung

2022

Planung

2021

Planung Gesamtbudget 

2022

Prognose zum Jahresende 

2021

 Stand 01.10.2021

Planung

2022

Prognose

2021

Planung

2022

Prognose

2021

 1. Berufliche Weiterbildung

   ( § 81 SGB III)
2.519 2.510 2.048 257 121 2.262 2.389 15.350.409 € 13.538.700 € 1.566.120 € 652.662 € 13.784.290 € 12.886.038 €

2. EGZ

    (§ 88 ff. SGB III)
644 636 572 45 39 599 597 4.868.081 € 3.426.023 € 340.161 € 210.086 € 4.527.920 € 3.215.937 €

3. Maßnahmen zur  

    Aktivierung und

    beruflichen Eingliederung

   (§ 45 SGB III)

10.218 11.353 9.877 2.633 2.503 7.585 8.850 29.151.907 € 28.919.516 € 7.511.937 € 6.375.896 € 21.639.970 € 22.543.620 €

4. Arbeitsgelegenheiten

    (§ 16d SGB II)
1.299 1.547 1.205 0 1.299 1.547 7.021.165 € 4.429.191 € 0 € 0 € 7.021.165 € 4.429.191 €

5. Eingliederung von 

Langzeitarbeitslosen 

   (§ 16e SGB II)

107 116 96 0 107 116 3.024.254 € 2.573.635 € 0 € 0 € 3.024.254 € 2.573.635 €

6. Einstiegsgeld,         

sozialversicherungspflichtig

  ( § 16b SGB II)

618 323 541 82 21 536 302 1.509.990 € 1.354.852 € 200.355 € 88.086 € 1.309.635 € 1.266.765 €

7. Spezielle

     Maßnahmen für 

    Jugendliche

402 450 378 394 432 8 18 5.292.503 € 4.657.168 € 5.187.179 € 4.470.881 € 105.323 € 186.287 €

8. Freie Förderung

   (§ 16f SGB II)
130 164 98 77 103 53 61 1.003.210 € 736.004 € 594.209 € 462.246 € 409.001 € 273.758 €

9. Probebeschäftigung, 

Ausbildungszuschuss und Arbeitshilfe 

für behinderte Menschen ( § 46 SGB III)

53 61 35 5 10 48 51 1.052.110 € 1.488.091 € 99.256 € 243.949 € 952.855 € 1.244.141 €

10. Leistungen zur Eingliederung von 

Selbständigen ( § 16c SGB II /Vergabe)
62 95 73 0 62 95 146.720 € 159.978 € 0 € 0 € 146.720 € 159.978 €

11. Förderung schwer zu                       

erreichender junger Menschen

 ( § 16h SGB II)

259 256 292 257 256 2 0 1.061.259 € 1.141.824 € 1.053.064 € 1.141.824 € 8.195 € 0 €

12. Teilhabe am Arbeitsmarkt   

 (§ 16i SGB II) 

- geförderte Beschäftigung

346 429 333 0 346 429 19.138.449 € 16.646.606 € 0 € 0 € 19.138.449 € 16.646.606 €

12a. Teilhabe am Arbeitsmarkt 

   (§ 16i SGB II) 

- beschäftigungsbegleitende Betreuung

236 390 168 0 236 390 1.024.859 € 1.144.086 € 0 € 0 € 1.024.859 € 1.144.086 €

Summe 16.893 18.330 15.716 3.750 3.485 13.143 14.845 89.644.916 € 80.215.673 € 16.552.280 € 13.645.631 € 73.092.636 € 66.570.041 €

2.900.136 € 784.527 €

Gesamtbudget 92.545.052 € 81.000.200 €

Mittel für budgetbeplante Eingliederungs-

leistungen

Eintritte und Budget von 

Eingliederungsleistungen im 

Jahresvergleich

Stand: 05.11.2021

Budget  im Jahresvergleich

Zusammenfassung u25Gesamt u25 ü24 ü24

Geplante Eintritte im Jahresvergleich 
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